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Sitzungen des Rates der Stadt Solingen,  
seiner Ausschüsse und der Bezirksvertretungen 

06.10.2016, 17:00 Uhr
Ausschuss für Kultur, Stadtmarketing und Tourismus
Theater und Konzerthaus – kleiner Konzertsaal

Tagesordnung - öffentlicher Teil -
Beantwortung von Anfragen
1.	 Befangenheitserklärungen
2.	 Protokoll über die 11. Sitzung vom 08.09.2016  

öffentlich
3.	 Reorganisation des Stadtmarketings für Solingen
4.	 Verschiedenes

Tagesordnung - nichtöffentlicher Teil -
Beantwortung von Anfragen
1.	 Befangenheitserklärungen
2. 	 Protokoll über die 11. Sitzung vom 08.09.2016  

nichtöffentlich
3.	 Betrauung der Musikschule Solingen GmbH (MSS) mit 

der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung der Förde­
rung der musikalischen und weiteren künstlerischen 
Bildung und Erziehung von Kindern, Jugendlichen und 
Erwachsenen

4.	 Konzept für die Kunstmuseum Solingen Betriebs­
gesellschaft mbH

5.	 Verschiedenes

B E K A N N T M A C H U N G

Haushaltssatzung der Stadt Solingen  
für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) in der zur Zeit gelten­
den Fassung hat der Rat der Stadt Solingen mit Beschluss 
vom 18.02.2016 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so­
wie die eingehenden Einzahlungen und die zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti­
gungen enthält, wird wie folgt festgesetzt:

Ergebnisplan 2016 (in EUR)

Gesamtbetrag der Erträge -565.800.705,49

Gesamtbetrag der Aufwendungen 624.403.987,69

Verlust 58.603.282,20

Finanzplan 2016 (in EUR)

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit

-556.325.445,83

Gesamtbetrag der Auszahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit 

590.244.858,62

Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit

-118.776.648,00

Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit

127.005.470,00
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§ 2
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi­
tionen erforderlich ist, wird wie folgt festgesetzt:

Kreditermächtigung 2016 (in EUR)

für den Kernhaushalt 7.257.622

Sonderkreditermächtigung

•	 Sonderkreditermächtigung 
Unterbringung Flüchtlinge

•	 Sonderkreditermächtigung 
Hallenbad Vogelsang

•	 Sonderkreditermächtigung 
Instandhaltungsstau

•	 Sonderkreditermächtigung  
Erhöhung Eigenanteil Schloss Burg

•	 	Sonderkreditermächtigung 
Integration und Bildung  
Flüchtlinge

54.000.000

4.500.000 
(und 4.500.000 EUR  

in 2017)

6.100.000

1.000.000

6.000.000

Für die Eigenbetriebe / Eigenbetriebs­
ähnlichen Einrichtungen

•	 	Technische Betriebe Solingen (TBS) 
(rentierlich)

•	 	Technische Betriebe Solingen (TBS) 
(unrentierlich)

Für den Kernhaushalt zwecks Weiter­
leitung an die städt. Gesellschaften

•	 Altenzentren

•	 Klinikum (Erinnerungsposten)
6.000.000
1.000.000

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren 
erforderlich ist, wird auf 6.492.000 EUR festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird für das Haus­
haltsjahr 2016 auf 620.000.000 EUR festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt:
1. 	 Grundsteuer
	 a) Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe	
		  (Grundsteuer A) auf 	 255 v. H.	
	 b) Für die Grundstücke
		  (Grundsteuer B) auf 	 590 v. H.
2.	 Gewerbesteuer nach dem  

Gewerbeertrag auf 	 475 v. H.

§ 6
Nach dem Haushaltssanierungsplan 2016 ff. wird der Haus­
haltsausgleich ab 2018 erreicht. 
Die im Haushaltssanierungsplan enthaltenen Konsolidie­
rungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts­
plans umzusetzen. 

§ 7
Im Stellenplan können Stellen als künftig wegfallend (kw) 
oder als künftig umzuwandeln (ku) bezeichnet werden.
Die Anbringung der Vermerke hat folgende Rechtsfolgen:
kw-Vermerk = 	Die Stelle wird nach Ausscheiden oder 	
	 Versetzung des Stelleninhabers nicht 	
	 wieder besetzt
ku-Vermerk = 	 Die Stelle wird nach Ausscheiden oder 	
	 Versetzung des Stelleninhabers 
	 umgewandelt.

§ 8
Für die Ausführung des Haushaltes gelten die Budget
richtlinien für das Haushaltsjahr 2016.

§ 9
Die Auszahlungsermächtigungen für Investitionsmaßnahmen 
und die Verpflichtungsermächtigungen dürfen nur nach 
vorheriger Zustimmung des Stadtkämmerers in Anspruch 
genommen werden.

§ 10
Bei der Genehmigung über- oder außerplanmäßiger Auf­
wendungen und Auszahlungen sowie über- und außer­
planmäßiger Verpflichtungsermächti¬gungen im Sinne der 
§§ 83 Abs. 2 bzw. 85 Abs. 1 GO gelten als nicht erheblich:
•	 über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus­

zahlungen bis 250.000 EUR,
•	 über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigun­

gen bis 250.000 EUR,
•	 interne Verrechnungen, kalkulatorische Kosten und 

Abschlussbuchungen.

§ 11
Zu Lasten der Produkte „Theater und Konzerte“ und „Deut­
sches Klingenmuseum“ können bereits im Haushaltsjahr 
2016 notwendige Verpflichtungen im Vorgriff auf Haus­
haltsmittel des Jahres 2017 eingegangen werden.
Die finanziellen Ansprüche aus den Verpflichtungen zu  
Lasten des Haushaltsjahres 2017 dürfen 50 % der Ansätze 
des Haushaltsplanes 2016 nicht übersteigen. Darüber hin­
aus gehende Verpflichtungen bedürfen der Einwilligung des 
Stadtkämmerers. Gehen die Verpflichtungen über 75 % der 
Ansätze des Haushaltsjahres 2016 hinaus, bedarf der Stadt­
kämmerer der Zustimmung des Finanzausschusses.
Verträge mit Architekten, Ingenieuren und Sonderfachleuten 
mit finanziellen Ansprüchen zu Lasten späterer Haushalts­
jahre bedürfen der Einwilligung des Stadtkämmerers.

§ 12
Die Wertgrenze für die Veranschlagung einzelner Investitions­
maßnahmen wird gemäß § 41 Abs. 1 Buchstabe h) GO 
NRW auf 375.000 EUR Jahresvolumen festgelegt.

Solingen, 18.02.2016

Kurzbach
Oberbürgermeister

------------------------------------
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Bekanntmachung
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2016 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 
Abs. 5 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) der Bezirksregie­
rung Düsseldorf mit Schreiben vom 03.03.2016 angezeigt 
worden.

Die nach § 6 Abs. 2 Stärkungspaktgesetz NRW erforder­
liche Genehmigung des Haushaltssanierungsplanes wurde 
von der Bezirksregierung Düsseldorf mit Verfügung vom 
08.09.2016 erteilt.
Der Haushaltsplan und der Haushaltssanierungsplan liegen 
zur Einsichtnahme vom 10.10.2016 bis zur Feststellung des 
Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2016 im Verwal­
tungsgebäude Bonner Straße 100, 42697 Solingen, Raum 
531 während der Dienststunden öffentlich aus und sind im 
Internet unter der Adresse http://www.stadtsolingen.de/
haushalt-2016 einsehbar.

Hinweis
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,
a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 

fehlt,
b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden,
c)	 der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluß 

vorher beanstandet oder
d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Solingen, 28.09.2016

Kurzbach
Oberbürgermeister

B E K A N N T M A C H U N G

Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Solingen 
für das Haushaltsjahr 2017

Aufgrund des § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 14.07.1994 in der zur Zeit geltenden Fassung 
wird der

Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Solingen
für das Haushaltsjahr 2017

mit den Anlagen während der Dauer des Beratungsverfahrens 
im Rat im Bürgerbüro Clemens-Galerien bzw. im Finanz
management im Verwaltungsgebäude Bonner Straße wäh­

rend der üblichen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme ver­
fügbar gehalten.

Im Internet ist der Haushaltsentwurf unter der Einstiegsseite 

http://www.stadtsolingen.de/haushalt-2017

einsehbar.

Einwendungen gegen den Entwurf der Satzung können 
von Einwohnern und Abgabepflichtigen in der Zeit vom 
10.10.2016 bis zum 28.10.2016 beim Oberbürgermeister 
der Stadt Solingen, Finanzmanagement, Verwaltungsge­
bäude Bonner Straße 100 oder jeder anderen Dienststelle 
der Stadtverwaltung Solingen erhoben werden. Über die 
Einwendungen beschließt der Rat der Stadt Solingen in öf­
fentlicher Sitzung. 

Solingen, 27.09.2016
Der Oberbürgermeister

In Vertretung
gez. Weeke


